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Szene im Herbst: Das Kabinett von Kanzler Merz hat sich viel vorgenommen. BERND ELMENTHALER/IMAGO

D ie Bundesregierung ver-
mittelt den Eindruck,

Deutschland stehe kurz davor,
sich sozialpolitisch komplett
neu zu erfinden. Fast täglich
werden neue Reformpläne dis-
kutiert, verhandelt, manchmal
auch angestoßen. Allerdings
werdenvielederDinge,diejetzt
diskutiert und indenkommen-
den Monaten und Jahren be-
schlossenwerden,inderlaufen-
den Wahlperiode nicht mehr
umgesetzt.
Und auch nicht alles trägt

zumgroßenZiel bei, dieKosten
in den Sozialsystemen zu drü-
cken.Dabei drängt die Zeit:Der
finanzielle Druck ist überall
groß. Inzwischen denken auch
fast zweiDrittel derDeutschen,
dass der Sozialstaat in seiner
heutigen Form nicht mehr fi-
nanzierbar sei. Kanzler Fried-
richMerz(CDU)beklagtedasbe-
reits imSommer. EinÜberblick
überdieverschiedenenStränge
angeplantenSozialreformen.

Bürgergeldreform
Die Bundesregierung will das
bisherige Bürgergeld zu einer
neuenGrundsicherungumbau-
enunddabeivorallemdeutlich
schärfere Sanktionen einfüh-
ren für jene, die nicht mit den
Behördenkooperieren–bishin
zur Streichung aller Leistun-
gen, inklusive der Mietzahlun-
gen. Die Pläne stecken noch im
parlamentarischen Verfahren.
An der SPD-Basis gibt esWider-
stand gegen die Verschärfun-
gen, ein Mitgliederbegehren
läuft. Auch die SPD-Fraktion
willbeidenBeratungenimBun-

destag versuchen, manches
noch aufzuweichen. Die Ände-
rungen sollen eigentlich zum1.
Juli inKraft treten, dochdasDa-
tumstehtunterVorbehalt,weil
die Umsetzung in den Jobcen-
tern auch technisch schwierig
wird. Kosteneinsparungen
bringtdieReformkaum.

Sozialstaatsreform
Eine Kommission mit Vertrete-
r:innen aus Bund, Ländern und
Kommunen hat Vorschläge er-
arbeitet, um den Sozialstaat
moderner, effizienter und digi-
taler zu machen. Verschiedene
Sozialleistungen sollen zusam-
mengeführtwerden, undweni-
ger Behörden sollen zuständig
sein. Es geht um insgesamt ein-
fachereAnträgeunddarum,die
zugehörigen Prozesse im gro-
ßen Stil zu digitalisieren. Bun-
desarbeitsministerinBärbelBas
(SPD) versichert, Leistungskür-
zungen seien dabei nicht ge-
plant. Am Ende könnten sogar
mehrMenschen,diebislangam
„Behördendschungel“ geschei-
tert seien, Sozialleistungen er-
halten. Die Gesetzgebungsver-
fahren zu einzelnen Vorschlä-
gen könnten nach Einschät-
zungderKommissionschonbis
Mitte oder Ende 2027 abge-
schlossen sein. Die eigentliche
Umsetzung in den Behörden
wird aber deutlich länger dau-
ern–ebensowiediedigitaleGe-
neralüberholung der Verwal-
tung. Beides wird in der laufen-
denWahlperiodenichtmehrzu
machen sein. Unklar ist auch,
ob Geld gespart wird (unter an-
derem durch geringeren Ver-

waltungsaufwand) oder ob die
KostenamEndesteigen (wegen
Investitionen fürdieDigitalisie-
rung undmehr Leistungsbezie-
hern).

Rentenreform
Eine 13-köpfige Kommission –
besetztmitFachleutenundPoli-
tiker:innen – soll bis zur Jahres-
mitte Vorschläge für großange-
legte Reformen im Rentensys-
tem präsentieren. Alles soll da-
beiaufdenTischkommen:zum
Beispiel die Frage, wann die
Deutschenkünftig reguläroder
vorzeitig in Rente gehen kön-
nen; ob in Zukunft auch Beam-
te, Abgeordnete oder Selbst-
ständige in die gesetzliche Ren-
tenversicherung einzahlen sol-
len; ob die Rentenhöhe weiter
andieLohnentwicklunggekop-
peltwirdoder etwaandie Infla-
tion. Merz hat nach den Bera-
tungenderKommissionschnel-
le Gesetzesbeschlüsse verspro-
chen. Allerdings dürfte die
Umsetzung auch hier lange
dauernundsichüberdielaufen-
deWahlperiodehinausziehen.

Gesundheitsreform
Eine Kommission aus Wissen-
schaftler:innen soll bis Ende
MärzkurzfristigwirkendeSpar-
vorschläge vorlegen. Das ist nö-
tig,weil für 2027 inder gesetzli-
chen Krankenversicherung ein
Defizit von rund zwölf Milliar-
den Euro prognostiziert wird.
Erwartet werden insbesondere
Einsparungen bei den Arznei-
mitteln, den Kliniken und den
niedergelassenen Ärztinnen
und Ärzten. Die Versicherten

müssenmithöherenZuzahlun-
genfürMedikamenteundKran-
kenhausaufenthalte rechnen.
Noch vor der Sommerpause ist
ein Gesetzentwurf zur Umset-
zung der Vorschläge geplant.
BisEndedesJahressolldieKom-
mission einenweiteren Bericht
fertigstellen. Der soll Optionen
für strukturelle Reformen ent-
halten,diemittel-bislangfristig
wirken. Welche Vorschläge da-
für inFragekommenundwann
diese dann gesetzlich umge-
setzt werden, ist allerdings
nochvölligoffen.

Pflegereform
Eigentlich sollte eine Arbeits-
gruppe ausVertreter:innenvon
Bund und Ländern bis Ende
2025 die Grundzüge einer Pfle-
gereformausarbeiten.Dochdie
Differenzen zwischen SPD und
Union auf der einen und Bund
und Ländern auf der anderen
Seite waren so groß, dass sich
die Beteiligten nicht auf kon-
krete Instrumente einigen
konnten. Vorgelegt wurde le-
diglich ein Sammelsurium
längst bekannter Reformoptio-
nen.GesundheitsministerinNi-
na Warken (CDU) hatte darauf-
hinangekündigt,imJanuarund
Februar erneut Gespräche mit
allen Beteiligten zu führen und
dann einen Reformvorschlag
vorzulegen. Der Gesetzentwurf
soll bis zur Sommerpause fol-
gen und zum Jahreswechsel
2026/27 inKraft treten. Andern-
falls drohen Beitragserhöhun-
gen, weil im kommenden Jahr
ein Finanzloch von fast sechs
MilliardenEuroerwartetwird.

Die schwarz-rote Koalition verspricht den ganz großen Wurf, doch die Umsetzung wird
sich an einigen Stellen sehr lange hinziehen / Von Christiane Jacke und Tim Szent-Ivanyi

Update für den Sozialstaat

Wie das heutige Recht
Vermögende vor
Konkurrenz schützt.

Steuerpolitik
schadet Standort

I n der Steuerpolitik haben
sich die Parteien seit Jahren

eingemauert. Es braucht einen
Perspektivwechsel. Das heutige
SteuerrechtkonserviertdenSta-
tus quo und schützt Vermögen-
de vor gesellschaftlicher Kon-
kurrenz. Die Besteuerung von
laufenden Einkünften und Kon-
sum ist zu hoch, während Ver-
mögenseinkommenprivilegiert
werden.Soträgtdieerwerbstäti-
geMittelschicht dieHauptbelas-
tung. Die deutsche Steuer- und
Abgabenlast aufArbeitseinkom-
men ist mit 47,9 Prozent die
zweithöchste der OECD-Staaten
(OECD-Schnitt34,8Prozent).
Dass sich dies negativ auf Ar-

beitsanreizeauswirkt, solltenie-
manden überraschen. Die hohe
Besteuerung macht es auch
schwieriger, durch Arbeit Ver-
mögen aufzubauen. Dies unter-
streicht eine aktuelle CES-Ifo-
Studie, nach der Aufstiegschan-
cen in Deutschland stark abge-
nommenhaben.
Verstärktwirddiesdurchsteu-

erliche Privilegien für Vermö-
genseinkommen.Eineklatantes
Beispiel ist die sogenannte Spe-
kulationsfrist des Paragrafen 23
des Einkommensteuergesetzes.
Wer ein Grundstück im Privat-
vermögen länger als zehn Jahre
hält, kann es steuerfrei verkau-
fen – unabhängig von der Höhe
desWertzuwachses.Beianderen
Gegenständen, wie Kryptowäh-
rungen oder Kunstgegenstän-
den (nicht aber für Aktien und
Wertpapiere), gilt eine Frist von
nureinemJahr.
Dies hat negative Folgennicht

nur die Fairness der Lastenver-
teilung, sondern auch für das
dringend benötigte Wachstum.
Gerade Investitionen, die wenig
zumWachstum beitragen, wer-
den besonders begünstigt. Das
gilt für Bitcoins, Oldtimer und
Kunstgenausowie fürBestands-
immobilien, die sogar dann ab-
geschrieben werden können,
wennWertsteigerungen steuer-
frei bleiben. Infolge dieser Privi-
legienkannesbeihohenFremd-
finanzierungsquoten gar zu ei-
ner negativen Steuerlast (einer
effektiven Subvention) von Ge-
winnen aus Immobilieninvesti-
tionenkommen.
Die Folgen dieser Politik sind

gravierend. Das Steuerrecht ver-
stärkt nicht nur die Ungleich-
heit,sondernführtauchzueiner
Fehlallokation von Investitio-
nen hin zu Bestandsimmobili-
en, während seit Jahren zu we-
nigKapital für riskante Investiti-
onen zur Verfügung steht. Dies
verteuertImmobilienpreiseund
erschwert es für die Mittel-
schicht, Immobilieneigentum
zuerwerben.DemNeubaukom-
mendiese Regeln kaumzugute,
da wenig riskante Bestandim-
mobilien genauso gefördert
werden wie riskante Neubau-
projekte.WerWohnungsbauan-
stoßen will, muss daher Bauin-
vestitionen steuerlich wirklich

attraktivmachen –mit deutlich
höheren Abschreibungen, ein-
fachgestaltetundohnekleintei-
lige Förderbedingungen. Im Ge-
genzug müssen Vergünstigun-
gen für Bestandsimmobilien ge-
strichenwerden,umNeubauten
imVerhältnis attraktiver zuma-
chen und Fördermittel gezielt
einzusetzen.
SteuerlichePrivilegien fürgro-

ße Vermögen bestehen auch in
der Erbschaft- und Schenkungs-
teuer. Für Betriebsvermögen
gibt es eine Befreiung für 85 bis
100 Prozent des Vermögens und
für sehr große Vermögen gar ei-
ne vollständige Verschonungs-
möglichkeit. Trotz eines ge-
schätztenErbvolumens von200
bis 300Milliarden Euro pro Jahr
belief sich die Erbschaftsteuer
2023 auf nur 9,3MilliardenEuro
oder ein Prozent des Steuerauf-
kommens. Demgegenüber ent-
fielenaufdieEinkommensteuer
354,4 Milliarden Euro oder
38,7ProzentdesAufkommens.
Privilegien für hohe Betriebs-

vermögen sind sowohl unge-
recht gegenüber anderen Erb-
schaften als auch ein Effizienz-
problem, da diese nur bei der
Fortführung, aber nicht bei der
Veräußerung von Betrieben ge-
währt werden. Die Folge ist ein
fragwürdiger Nepotismus. Das
Steuerrecht verleitet Erben da-
zu, den Betrieb auch dann fort-
zuführen, wenn eine Veräuße-
rung wirtschaftlicher wäre. Es
bleibt zu hoffen, dass die Ent-
scheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts dieser Überprivi-
legierung Einhalt gebietet und
die Politik die Kraft für einen
Neuanfangfindet.
Fazit: Das Steuerrecht sollte

Anreize und Möglichkeiten bie-
ten, im eigenen Leben reich zu
werden. Es schützt aktuell aber
Vermögen, die ohne Risiko
wachsen, und belastet Einkom-
men, die mühsam erarbeitet
werden. Eine echte Steuerre-
form wird nur gelingen, wenn
diePolitikdenMuthat,Tabuszu
brechen. Wer Steuererhöhun-
genoder-entlastungenpauschal
ausschließt, verhindert nicht
nureinefaireLastenverteilung–
er verhindert jede echteReform
undverlängertdenStillstand, in
dem sich Deutschland gerade
befindet.
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